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Hechtssatz: Die Verschiedenheit der Voraussetzungen für Höhe
und Dauernder iRentenansprÜche von Witwe und 
Eind des hei einem Unfall Getöteten 
lässt ihre Zusammenfassung in einem ein­
zigen Hentenanspruch nicht zu,
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VI ZR 109/52
Verkündet 

am 26c März 1955 
Dickemann , J ust.ingest. als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle.

I m  F a m e n  d e s  V o l k e s
In dem Rechtsstreit 

der Firma Ferdinand R i » i n

Beklagten? Berufungs- und 
Revis i onsklägerin ?

- Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br.
gege n

1. ) die Witwe Blfriede II geh. K M Ä i nm— BE- Am wUbi  ’m  m ,
2. ) die am geborene Monika U

daselbst, gesetzlich vertreten durch ihre Mutter, 
die Klägerin zu 1),

Klägerinnen, Berufungs- und 
Revisionsbeklagten,

- Prozesabevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof, Dr.
hat der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 25. März 1953 unter Mitwir­
kung der Bundesrichter Dr. Kleinewefers, Hanebeck, 
Dr. Bode. Dr. Hauß und Dr. Kaul

für Recht erkannt;

Auf die Revision der Beklagten wird das 
Urteil des 1. Zivilsenats des Oberlandes­
gerichts in Düsseldorf vom 2. Mai 1952 
aufgehoben. Die Sache wird zur anderwei­
ten Verhandlung und Entscheidung, auch 
über die Kosten des Revisionsverfahrens, 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Re ohls wegen
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Tatbestand:

Der am m |  1909 geborene Arbeiter Hans UflB*
Ehemann der Klägerin zu 1) und Vater der Klägerin zu 
2)s wurde am 10. März 1950 gegen 19 Uhr auf seinem 
Fahrrad auf der Aachener Strasse in München-G-ladbäch 
von einem der Beklagten gehörigen und von dem früher 
mitverklagten Kraftfahrer Österreich gesteuerten Last­
zug überfahren und tödlich verletzt. Der Unfall ereig­
nete sich in dem Augenblick, als der zwischen den auf 
der rechten—Strassenseite liegenden Schienen der“dort 
eingleisigen Strassenbahn fahrende Radfahrer Uhle von 
dem Lastzug überholt wurde.

Die Klägerinnen verlangen mit der Klage eine nicht­
befristete, nach ihren Einzelansprachen nicht unter­
schiedene Rente von zusammen 150 DM monatlich abzüg­
lich einer Invalidenrente von 70.-DM sowie Ersatz von 
Sachschaden und Beerdigungskosten in Höhe von 850.-DM. 
Sie haben vorgetragen, der Lastzug sei weit rechtsauf 
dem Fahrdamm in unmittelbarer Nähe der Strassenbahnschie- 
nen gefahren und habe keinen angemessenen Abstand von 
dem Radfahrer gehabt. Dadurch sei dieser unsicher ge­
worden, von der rechten vorderen Kante des ersten An­
hängers erfasst und von den rechten Rädern der beiden 
Anhänger überfahren worden.

Die Beklagte hat ihren Klageabweisungsantrag damit 
begründet, der Lastzug habe bei einer Stundengeschwin­
digkeit von 20 km ständig einen Abstand von 1 m von dem 
Strassenbahngeleise und von 1,40 m von dem Radfahrer 
gehalten. Der Unfall sei all.ein auf dessen Ungeschick­
lichkeit zurückzuführen und für sie ein unabwendbares 
Ereignis gewesen..
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Das Landgericht hat die Klageansprüche im Rehmen des 
Kraftfahrzeuggesetzes dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt. Die Berufung der Beklagten ist zurückgewiesen 
worden* Mit der Revision erstrebt die Beklagte Abweisung 
der Klage» Die Klägerinnen haben beantragt, die Revision 
zurückzuwe isen•

Entscheidungsgründe:

Die Revision rügt Verletzung der Denkgesetze-und der 
§§ 254, 844 BGB; 7, 9 KrfzG; 1, 9, 27 StVO; 286. 315 
Abs 1 Ziff 4 .ZPO.

1. Das Berufungsgericht hat beiden Klägerinnen auf 
Grund der §§ 7.und 10 KrfzG eine gemeinsame Rente von 
150.-DM dem Grunde nach zuerkannt, ohne zu ermitteln, 
in welchem Verhältnis dieser Betrag unter die Klägerin­
nen aufgeteilt werden soll. Der hiergegen gerichtete An­
griff der Revision ist begründet. Die auf & 10 KrfzG be­
ruhenden Rentenansprüche der beiden Klägerinnen stehen 
rechtlich in keinem Gemeinschaftsverhältnis zueinander. 
Der Rentenanspruch erwächst vielmehr jedem einzelnen 
Berechtigten getrennt, steht insbesondere mit der etwa­
igen Erbeneigenschaft der Berechtigten in keiner recht­
lichen Beziehung. Jede Rente hat demnach ihr eigenes 
rechtliches Schicksal nach Höhe und Dauer. Diese recht­
liche Verschiedenheit der Voraussetzungen für die An­
sprüche von Witwe und Kind des bei einem Unfall Getöte­
ten lässt ihre Zusammenfassung in einem einzigen Renten­
anspruch nicht.zu. Die Witwe kann vielmehr die Rentenan­
sprüche des Kindes nur unter Trennung von ihrem eigenen 
Ansprüche geltend machen (Müller, Strassenverkehrsrecht 
17. Aufl Kraftfahrzeuggesetz v 10 Abs 2 B I c S 285 und 
die dort angeführte Rechtsprechung). Bei einer Entechei-
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dung über den Grund des Anspruches konnte daher die 
Abgrenzung der Ansprüche der Klägerinnen voneinander 
nicht offen bleiben. Nun hat zwar das Berufungsgericht 
die Bestimmung der Bauer der Rente ausdrücklich dem 
Verfahren über die Höhe der Ansprüche Vorbehalten. Bies 
ist an sich zulässig (RGBR 4 3 , 979). wenn auch die Pest­
setzung der Rentendauer grundsätzlich zum Grunde des 
Anspruchs gehört. Trotzdem bleibt aber der Mangel be­
stehen, dass die Binzeiansprüche der Klägerinnen nicht 
voneinander-abgegrenzt sind. Biese Trennung konnte auch 
nicht dem Hachverfahren überlassen bleiben, da sie 
Voraussetzung für die Bestimmung der Höhe der einzel­
nen Ansprüche ist. V»enn nämlich das angefochtene Grund­
urteil rechtskräftig würde, so würde festgestellt sein, 
dass den beiden Klägerinnen eine gemeinsame Rente zuste­
he, ohne dass ersichtlich wäre, wie sie zwischen ihnen 
zu verteilen wäre. Im Nachverfahren würde es dann unmög­
lich sein, die Höhe und Bauer dieser gemeinsamen Rente 
festzustellen, da sie sich aus rechtlich verschieden • 
zu beurteilenden Teilrenten zusammensetzt. Bie Grenzen 
der Rechtskraftwirkung des Grundurteils im Verhältnis 
der Ansprüche der beiden Klägerinnen zueinander blieben 
also ungeklärt.

Aus diesem Grunde musste das angefochtene Urteil 
gemäss 564r 565 ZPO aufgehoben und die Sache zur an­
derweiten Verhandlung und Entscheidung an das Berufungs­
gericht zurückverwiesen werden, ohne dass es eines Ein­
gehens auf die weiteren verfahrensrechtlichen Rügen der 
Revision bedurfte.

Bas Berufungsgericht wird den Streitfall in tatsäch­
licher und rechtlicher Hinsicht erneut zu prüfen haben. 
Hierbei wird die Beklagte Gelegenheit haben, weitere Be­
weisanträge zu stellen und auf die ihrer Meinung nach 
vorhandenen Mängel der Beweiswürdigung hinzuweisen.

—
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2. Das Berufungsgericht ist bisher in nicht zu bean­

standend Weise davon ausgegangen, dass die Voraussetzun­
gen für eine Schadensersatzpflicht der Beklagten nach
§ 7 Abs 1 des Kraftfahrzeuggesetzes gegeben, seien« Es 
hat ferner den der Beklagten als Kraftfahrzeughalterin gemäss 
§ 7 Abs 2 dieses Gesetzes obliegenden Beweis für das Vor­
liegen eines ihre Haftung aussohliessenden unabwendba­
ren Ereignisses nicht als geführt angesehen, weil die 
Einhaltung eines den Umständen nach zu fordernden Abstan­
des vom 1 m beim überholen des verunglückten Radfahrers 
nicht erv/iesen sei. Diese Ausführungen des Berufungsge­
richts lassen erkennen, dass es für das überholen eines 
Radfahrers nicht einen ein für allemal feststehenden Ab­
stand für erforderlich hält, sondern die Grösse des Ab­
standes nach den Umständen bemessen will? sie sind inso­
fern frei von Rechtsirrtum (Müller, Strsssenverkehrs- 
recht 17. Aufl S 738 und die dort angeführte Rechtspre­
chung) . Bei der erneuten Verhandlung und Entscheidung 
werden jedoch die für die Bemessung des Überholungsab­
standes massgebenden Umstände ln nachprüfbarer Weise 
herauszustellen sein.

3. Ferner wird das Berufungsgericht beachten müssen, 
dass für den Überholungsabstand bei gleichen örtlichen 
Verhältnissen verschiedene Maßstäbe anzulegen sind nach 
dem Grade der von dem Überholenden zu fordernden Sorgfalt.
Um ein den'Unfall mitverursachendes Ereignis, insbeson­
dere das eigene Verhalten des Geschädigten, als ein un­
abwendbares Ereignis im Sinne des § 7 Abs 2 KrfzG er­
scheinen zu lassen* fordert das Gesetz, dass das Ereig­
nis auch durch die äusserste nach den gegebenen Umstän­
den zumutbare Sorgfalt nicht abzuwenden ist. Es sind mit­
hin an die erforderliche Sorgfalt erheblich höhere Anfor­
derungen zu stellen als an die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt, wie sie in v 276 BGB gefordert wird, wobei zu
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“beachten ist, dass die einem Kraftfahrer obliegende 
Sorgfalt im Einblick auf die von einem Kraftfahrzeug 
der Öffentlichkeit drohende Gefahr ohnehin gesteigert 
ist (Müller, Strassenverkehrsrecht v 18 Anm A II 2 S 
364 und die nicht veröffentlichte Entscheidung des 
BGH III ZR 36/51). Aus den verschiedenen Maßstäben 
für die anzuwendende Sorgfalt-erklärt es sich, daß 
die Klage gegen den Pahrer abgev/iesen werden konnte, 
während die Beklagte als Halterin dem Grunde nach zum 
Schadensersatz verurteilt worden ist. Wenn auch der 
Radfahrer beim Herannahen des Lastzuges noch keine dem 
Pahrer erkennbare Zeichen von Unsicherheit gegeben haben 
mag, so musste dieser doch bei Anwendung höchster zumut­
barer Sorgfalt damit rechnen, dass der Radfahrer infol­
ge der von dem Lastzüge ausgehenden Geräusche und Er­
schütterungen unsicher werden, in eine Schienenrinne 
geraten und dadurch aus seiner Pahrtrichtung geschleu­
dert werden konnte, wie es das Berufungsgericht festge­
stellt hat. Der Pahrer durfte sich also nicht darauf 
verlassen, dass der Radfahrer seine bisherige Pahrt­
richtung zwischen den Strassenbahnschienen beibehalten 
werde, wie es der sonst im Verkehrsrecht geltende Ver­
trauensgrundsatz gestatten würde. Da nicht dargetan ist, 
dass der Lastzugfahrer durch den sonstigen Verkehr in 
seiner Bewegungsfreiheit' gehemmt war, hätte er, um den 
Radfahrer nicht zu gefährden, unter Umständen während 
des Überholens bei Anwendung höchster Sorgfalt eine Aus­
weichbewegung vornehmen müssen.

4. Bas Berufungsgericht wird auch die Präge erneut 
prüfen müssen, ob den Verunglückten an dem Unfall ein 
mitwirkendes Verschulden trifft. Sofern diese Prüfung 
wiederum ergibt, dass der 80 cm breite Streifen der 
Straße zwischen Geleise und Bordstein sowie der auf
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der anderen Seite der Strasse liegende Radweg für den 
Verunglückten nicht benutzbar waren, würde die Vernei­
nung eines mitv/irk enden Verschuldens aus Rechtsgründen 
nicht zu beanstanden sein. Ebenso bestehen nach den 
bisher erfolgten Feststellungen keine rechtlichen Be­
denken gegen die Ansicht des Berufungsgerichts, dass 
das Verhalten des Verunglückten beim Herannahen des 
Lastzuges nicht auf Fahrlässigkeit beruht.

Br. Kleinewefers Hanebeck _ Br.Bode
Br. Hauß Br. Kaul
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